
Bayerischer Landtag 
16. Wahlperiode Drucksache 16/2988 
 15.12.2009 
 

Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/2438, 16/2917 

Gesetz zur Änderung des Dolmetschergesetzes und des 
Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgeset-
zes und von Verfahrensgesetzen des Bundes1)

§ 1 
Änderung des Dolmetschergesetzes 

Das Gesetz über die öffentliche Bestellung und allgemeine 
Beeidigung von Dolmetschern und Übersetzern − Dolmet-
schergesetz − DolmG − (BayRS 300-12-1-J), zuletzt geän-
dert durch § 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GVBl 
S. 966), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Buchst. d werden die Worte „im Einver-
nehmen mit den Staatsministerien der Justiz und 
der Finanzen“ gestrichen. 

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) 1Der zuständige Präsident des Landgerichts 
bestätigt binnen eines Monats den Empfang der 
von dem Antragsteller eingereichten Unterlagen 
und teilt gegebenenfalls mit, welche Unterlagen 
noch nachzureichen sind. 2Das Verfahren ist inner-
halb von drei Monaten nach vollständiger Einrei-
chung aller Unterlagen abzuschließen. 3Diese Frist 
kann in begründeten Fällen um einen Monat ver-
längert werden. 4Bei Antragstellern, deren Qualifi-
kation im Vollzug der Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22) in der je-
weils geltenden Fassung als gleichwertig anerkannt 
wurde, sind auch die Voraussetzungen des Abs. 1 

                                                           
1) § 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 

2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
(ABl L 376 S. 36) und der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22) 

Buchst. a, b, c und e nicht nochmals nachzuprüfen, 
soweit im Herkunftsland gleichwertige oder ver-
gleichbare Anforderungen gestellt wurden. 5Beste-
hen Zweifel an der Echtheit von vorgelegten Be-
scheinigungen und Nachweisen oder benötigt der 
Präsident des Landgerichts weitere Informationen, 
kann er die Abgabe einer Versicherung an Eides 
statt verlangen oder durch Nachfrage bei der zu-
ständigen Stelle des Herkunftsstaates die Echtheit 
überprüfen und entsprechende Auskünfte einholen. 
6Der Fristablauf ist solange gehemmt.“ 

c) Es wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Die Verfahren nach diesem Gesetz können 
über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
abgewickelt werden.“  

2. In Art. 4 Abs. 1 werden nach dem Wort „Richter“ die 
Worte „verpflichtet (§ 1 des Verpflichtungsgesetzes) 
und“ eingefügt.  

3. Art. 7 erhält folgende Fassung: 

„Art. 7 
1Die Präsidenten der Landgerichte tragen die öffentlich 
bestellten Dolmetscher (Übersetzer) mit Namen, Vor-
namen, Berufsbezeichnung, Anschrift und der Sprache, 
für die sie bestellt sind, in eine Datenbank ein. 2Weitere 
Anschriften sowie angegebene Telekommunikationsan-
schlüsse und Internetadressen können eingetragen wer-
den. 3Die Eintragungen und Änderungen werden über 
das Internet öffentlich zugänglich gemacht. 4Sie dürfen 
auch in einer länderübergreifenden Dolmetscher- und 
Übersetzerdatenbank gespeichert und verarbeitet wer-
den.“  

4. In Art. 8 Abs. 1 werden die Worte „Konkurs- oder Ver-
gleichsverfahrens“ durch das Wort „Insolvenzverfah-
rens“ ersetzt.  

5. Art. 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Sätze 3 und 4 und fol-
gender Satz 5 eingefügt: 

„3Die Übersetzung kann mit Zustimmung des Auf-
traggebers als elektronisches Dokument übermittelt 
werden. 4An die Stelle der Unterschrift und des 
Stempels ist das elektronische Dokument mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz zu versehen. 5Diese soll auf einem 
Zertifikat beruhen, das auf Dauer prüfbar ist.“ 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden neuer Abs. 4 
Sätze 1 und 2; in Satz 1 wird das Wort „Sie“ durch 
die Worte „Die Bestätigung“ ersetzt. 
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c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5; die Worte „Die 
Absätze 2 und 3“ werden durch die Worte „Abs. 2 
bis 4“ ersetzt. 

6. Art. 13 erhält folgende Fassung: 

„Art. 13 

(1) 1Dolmetscher (Übersetzer), die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum zur Ausübung einer in Art. 1 
genannten oder vergleichbaren Tätigkeit rechtmäßig 
niedergelassen sind und im Inland diese Tätigkeit vorü-
bergehend und gelegentlich ausüben wollen, werden 
auf Antrag in die Dolmetscher- und Übersetzerdaten-
bank eingetragen. 2Wenn weder die Tätigkeit noch die 
Ausbildung zu dieser Tätigkeit im Staat der Niederlas-
sung reglementiert sind, gilt dies nur, wenn der An-
tragsteller die Tätigkeit dort während der vorhergehen-
den zehn Jahre mindestens zwei Jahre ausgeübt hat. 
3Art. 3 Abs. 3 gilt entsprechend.  

(2) 1Unterbleibt die öffentliche Bestellung und allge-
meine Beeidigung nach Maßgabe der Art. 3 und 4, er-
folgt die Eintragung unter Nennung der Bestellungs- 
oder Anerkennungsbehörde des Niederlassungsstaates 
mit der Berufsbezeichnung, die in der Sprache dieses 
Staates für die Tätigkeit besteht. 2Dolmetscherleistun-
gen dürfen nur unter dieser Berufsbezeichnung erbracht 
werden. 

(3) 1Zuständig für die Eintragung ist der Präsident des 
Landgerichts München I. 2Die Eintragung erlischt nach 
zwölf Monaten, wenn sie nicht erneut beantragt wird. 
3Sie kann gelöscht werden, wenn die Person im Staat 
der Niederlassung nicht mehr rechtmäßig niedergelas-
sen ist, ihr die Ausübung der Tätigkeit dort untersagt ist 
oder die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 vorliegen.“ 

7. Art. 14 wird aufgehoben.  

8. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; die Worte 

„im Einvernehmen mit den Staatsministerien 
der Justiz und der Finanzen“ werden gestri-
chen. 

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 
„2Für den Erlass von Rechtsverordnungen zur 
Regelung der Vergütung gemäß Satz 1 Nr. 3 
ist das Einvernehmen des Staatsministeriums 
der Finanzen erforderlich.“ 

b) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt: 
„(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-
tus wird ermächtigt, die Zuständigkeit für die An-
erkennung von Prüfungen als gleichwertig durch 
Rechtsverordnung auf andere Stellen zu übertra-
gen.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

§ 2 
Änderung des Gesetzes zur  

Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes  
und von Verfahrensgesetzen des Bundes 

Dem Art. 50 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsver-
fassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen des Bundes – 
AGGVG – (BayRS 300-1-1-J), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 27. Juli 2009 (GVBl S. 395), wird folgender 
Abs. 3 angefügt: 

„(3) Gegen eine Entscheidung der Aufsichtsbehörden im 
Disziplinarverfahren gegen Notare findet ein Widerspruchs-
verfahren nicht statt.“ 

 
§ 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2009 tritt die Verordnung 
über die Zuständigkeit zur Verpflichtung der öffentlich 
bestellten Dolmetscher und Übersetzer vom 1. November 
1975 (BayRS 300-12-2-J) außer Kraft.     

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 


